
— Die Kommission sei der Ansicht, dass die pakistanischen 
Zollbehörden in Bezug auf den Präferenzursprung einen 
aktiven Irrtum im Sinne von Art. 220 Abs. 2 Buchst. b 
der Verordnung Nr. 2913/92 begangen hätten. Im Hinblick 
auf den nichtpräferentiellen Ursprung gehe die Kommission 
zu Unrecht davon aus, dass es sich bei diesem Irrtum nicht 
um besondere Umstände im Sinne von Art. 239 der Ver­
ordnung Nr. 2913/92 handele. 

— Aus der angefochtenen Entscheidung gehe nicht hervor, dass 
die Kommission das Interesse der Gemeinschaft an der Be­
achtung der Zollbestimmungen und das Interesse des gut­
gläubigen Importeurs daran, keine Nachteile zu erleiden, die 
über das normale Geschäftsrisiko hinausgehen, wirklich ge­
geneinander abgewogen habe. 

— Aus der angefochtenen Entscheidung gehe nicht hervor, dass 
die Kommission bei der Beurteilung, ob es sich nach Lage 
des Falles um besondere Umstände handele, sämtliche rele­
vanten Tatsachen berücksichtigt habe. 

Klage, eingereicht am 19. Mai 2009 — Matkompaniet 
AB/HABM — DF World Spices (KATOZ) 

(Rechtssache T-195/09) 

(2009/C 180/100) 

Sprache der Klageschrift: Englisch 

Parteien 

Klägerin: Matkompaniet AB (Borås, Schweden) (Prozessbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte J. Gulliksson und J. Olsson) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer des 
HABM: DF World Spices GmbH (Dissen, Deutschland) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Zweiten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 11. März 2009 in der Sache R 
577/2007-2 aufzuheben; 

— dem Beklagten die Kosten für die Verfahren vor dem Gericht 
erster Instanz und dem HABM aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Anmelderin der Gemeinschaftsmarke: Klägerin. 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Bildmarke „KATOZ“ für Waren der 
Klassen 29, 30 und 31. 

Inhaberin des im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenen Marken- 
oder Zeichenrechts: Die andere Beteiligte im Verfahren vor der 
Beschwerdekammer des HABM. 

Entgegengehaltenes Marken- oder Zeichenrecht: Deutsche Bildmarke 
„KATTUS“ für Waren der Klassen 29, 30, 31 und 33. 

Entscheidung der Widerspruchsabteilung: Zurückweisung des Wider­
spruchs. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Der Beschwerde wurde statt­
gegeben und die Gemeinschaftsmarkenanmeldung teilweise zu­
rückgewiesen. 

Klagegründe: Verstoß gegen Art. 8 Abs. 1 Buchst. b der Verord­
nung Nr. 40/94 des Rates (jetzt Art. 8 Abs. 1 Buchst. b der 
Verordnung Nr. 207/2009 des Rates), da die Beschwerdekam­
mer zu Unrecht festgestellt habe, dass eine Verwechslungsgefahr 
zwischen den betroffenen Marken bestehe. 

Klage, eingereicht am 20. Mai 2009 — Slowenien/ 
Kommission 

(Rechtssache T-197/09) 

(2009/C 180/101) 

Verfahrenssprache: Slowenisch 

Parteien 

Klägerin: Republik Slowenien (Prozessbevollmächtigte: General­
prokuratorin Ž. Cilenšek Bončina) 

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Kommission vom 19. März 2009 über 
den Ausschluss bestimmter von den Mitgliedstaaten zulasten 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EAGFL), Abteilung Garantie, und des Euro­
päischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL), getä­
tigter Ausgaben von der gemeinschaftlichen Finanzierung 
(bekannt gegeben unter Aktenzeichen K[2009] 1945) ( 1 ) in­
soweit für nichtig zu erklären, als sie die Republik Slowenien 
betrifft; 

— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen; 

— der Kommission zur Erstattung der Kosten zu verurteilen, 
die der Republik Slowenien in diesem Verfahren entstanden 
sind. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der angefochtenen Entscheidung habe die Kommission für 
die Haushaltsjahre 2005 und 2006 wegen Mängeln bei Schlüs­
selkontrollen und Inkorrektheit des Kontrollansatzes sowie der 
Instrumente einige Ausgaben der Republik Slowenien von der 
gemeinschaftlichen Finanzierung ausgeschlossen und zwar der­
gestalt, dass sie eine pauschale fünfprozentige Berichtigung für 
die Direktzahlungen erlassen habe, wobei sie sich auf die Über­
prüfung der nationalen Kontrolle gestützt habe, die ihre Dienst­
stellen in diesem Mitgliedstaat im März 2005 durchgeführt hät­
ten. 

Die Klägerin führt als Klagegründe insbesondere Folgendes an: 

— Die Kommission habe wegen falscher Sachverhaltsfeststel­
lung in unrichtiger Weise Art. 15 der Verordnung (EG) 
Nr. 2419/2001 ( 2 ) der Kommission bzw. Art. 23 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 796/2004 ( 3 ) der Kommission angewen­
det, da sie die Überprüfung zu spät durchgeführt habe; sie
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habe dafür eine untypische Region ausgewählt, bei der die 
überprüften Felder ausgesprochen klein seien; dabei habe sie 
nicht den Internationalen Prüfungsstandard 530 berücksich­
tigt und unbegründet die Verwendung des Messrads durch 
die Klägerin gerügt; 

— Die Kommission habe gegen den Grundsatz des Verbots der 
Ungleichbehandlung von Mitgliedstaaten verstoßen, weil sie 
die Überprüfung der nationalen Kontrolle in anderen Mit­
gliedstaaten an einem größeren und daher repräsentativeren 
Ausschnitt durchgeführt habe; 

— Die Kommission habe eine Maßnahme, und zwar eine fi­
nanzielle Berichtigung um 5 %, verwendet, die wegen des in 
Anbetracht der Höhe der zugewiesenen Mittel eingeschränk­
ten Risikos für den Fonds offensichtlich unverhältnismäßig 
im Hinblick auf die Schwere und den Umfang der fest­
gestellten Zuwiderhandlung sei; 

— Die Kommission habe dem Grundsatz von Treu und Glau­
ben zuwidergehandelt, da ihre Dienststellen weder die Rich­
tigkeit der Weisungen, die jeweils die Verwendung des Mess­
rads vorgesehen hätten, bestritten, noch die Klägerin bis 
Herbst 2005 auf diese Problematik aufmerksam gemacht 
hätten. 

( 1 ) ABl. L 75 vom 21. März 2009, S. 15. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 2419/2001 der Kommission vom 11.Dezem­

ber 2001 mit Durchführungsbestimmungen zum mit der Verord­
nung (EWG) Nr. 3508/92 des Rates eingeführten integrierten Ver­
waltungs- und Kontrollsystem für bestimmte gemeinschaftliche Bei­
hilferegelungen (slowenische Sonderausgabe, Kapitel 3, Band 34, S. 
308–329). 

( 3 ) Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom 21. April 
2004 mit Durchführungsbestimmungen zur Einhaltung anderweiti­
ger Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten Verwal­
tungs- und Kontrollsystem nach der Verordnung (EG) Nr. 
1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen 
im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten 
Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (slowe­
nische Sonderausgabe, Kapitel 3, Band 44, S. 243–283). 

Klage, eingereicht am 22. Mai 2009 — Rügen Fisch/HABM 
— Schwaaner Fischwaren (SCOMBER MIX) 

(Rechtssache T-201/09) 

(2009/C 180/102) 

Sprache der Klageschrift: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: Rügen Fisch AG (Sassnitz, Deutschland) (Prozessbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte O. Spuhler und M. Geiz) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer: Schwaa­
ner Fischwaren GmbH (Schwaandorf, Deutschland) 

Anträge der Klägerin 

— Die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamtes für den Binnenmarkt vom 20.03.2009 
in der Beschwerdesache R 230/2007-4 aufzuheben. 

— Die Kosten des Verfahrens dem Harmonisierungsamt für den 
Binnenmarkt aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Eingetragene Gemeinschaftsmarke, deren Nichtigerklärung beantragt 
wurde: die Wormarke „SCOMBER MIX“ für Waren und Dienst­
leistungen der Klassen 29 und 35 (Gemeinschaftsmarke Nr. 
3 227 031) 

Inhaberin der Gemeinschaftsmarke: die Klägerin 

Antragstellerin im Nichtigkeitsverfahren: Schwaaner Fischwaren 
GmbH 

Entscheidung der Nichtigkeitsabteilung: Zurückweisung des Antrags 
auf Erklärung der Nichtigkeit 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Aufhebung der Entscheidung 
der Nichtigkeitsabteilung und teilweise Nichtigerklärung der Ge­
meinschaftsmarke 

Klagegründe: Verletzung von Art. 7 Abs. 1 Buchst. c der Verord­
nung (EG) Nr. 40/94 (jetzt Art. 7 Abs. 1 Buchst. c der Verord­
nung (EG) Nr. 207/2009 ( 1 )), da die Gemeinschaftsmarke 
„SCOMBER MIX“ nicht rein beschreibend sei. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 207/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 
über die Gemeinschaftsmarke (ABl. 2009, L 78, S. 1) 

Klage, eingereicht am 25. Mai 2009 — Deichmann- 
Schuhe/HABM (Darstellung eines abgewinkelten Bandes 

mit gestrichelten Linien) 

(Rechtssache T-202/09) 

(2009/C 180/103) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: Heinrich Deichmann-Schuhe GmbH & Co. KG (Essen, 
Deutschland) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt C. Rau­
scher) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Anträge der Klägerin 

— Die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 03.04.2009 (R 224/2007-4) aufzuheben 
und 

— dem Harmonisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Betroffene Marke: eine Bildmarke, die ein abgewinkeltes Band mit 
gestrichelten Linien darstellt, für Waren der Klassen 10 und 25 
(internationale Registrierung, in der die Europäische Gemein­
schaft genannt ist, Nr. W 00881226) 

Entscheidung des Prüfers: Schutzverweigerung
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